
Nach Maßgabe des S 5 der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg und der
SS 1, 2 und 8 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Brandendenburg hat die
Gemeindevertretung der Gemeinde Tettau am 12. 09. 2000 folgende

Satzungr
über die Erhebung[ von Beiträgen für straßerrbau]-iche

Maßnahmen ( Straßenausbaubeitragssatzung )

beschlossen.

s1
Erhebung des Beitrages

Zum Ersatz des Aufwandes für die Anschaffung, Herstellung, Erweiterung,
Verbesserung und Erneuerung von Anlagen im Bereich der öffentlichen Straßen,
Idege und Plätze und 'als Gegenleistung für die dadurch den Eigentümern,
Erbbauberechtigten oder Nutzern der erschlossenen Grundstücke erwachsenden
wirtschaftlichen Vorteil-e erhebt die Gemeinde Beiträge nach Maf$gabe di-eser
Satzung.

s2
Umfang des beitragsfähigen Aufwandes

(1) Beitragsfähig ist insbesondere der Aufwand für

L. den Erwerb (einschließlich den Nebenkosten des Erwerbs) und die Frei-
legung der für die Herstellung, Erweiterung und Verbesserung der Ein-
richtungen und Anlagen benötigten Grundflächen,

2. den !üert der von der Gemeinde aus ihrem Vermögen bereitgestellten
Flächen zum Zeitpunkt des Beginns der Maßnahme ei-nschl-ießlich der
Freilegung,

3. die Herstellung, Erwei-terung, Verbesserung und Erneuerung der
Fahrbahn,

4. die Herstellung, Erwej-terung, Verbesserung und Erneuerung von
a) Rinnen und Bordsteinen, auch wenn sie höhengleich zu den umgeben-

den Flächen ausgebildet si-nd,
b) Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherhej-tsstreifen,
c) Geh- und Radwegen, auch wenn sj-e kombiniert werden,

Beleuchtungseinrichtungen,
e Oberf l-ächenentwäs serungseinri chtungen,
f Böschungen, Schutz- und Stützmauern,
g Parkflächen, ej-nschl-ieß1ich Standspuren und Hal-tel-euchten
h unsel-bständi ge Grünanlagen,
l_ Bushal-tebuchten,

d

5
6

die Inanspruchnahme Dritter mit Vermessungt,
die Verwaltungskosten, dle ausschließlich
sind.

Planung und Bauleitung,
der Maßnahme zuzurechnen

(2) Die Fabrbahnen der Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- und Kreis-
straßen sind nur insoweit bei-tragsfähig, als si-e brelter sind al-s die
anschl-ießenden freien Strecken.

(3) Nicht beitragsfjihig sind die Kosten
L. für die laufende Unterhaltung und Instandsetzung der Straßen, ülege

und Plätze,
2. für Brücken, Tunnel und Unterführungen mit den dazugehörenden Rampen.
3. SchnellveSkehrsstraßen

s3
Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes

(1) DeS beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächl-ichen Aufwendungen
ermi-ttel-t.
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(2) Er kann für selbständig nutzbare Abschnitte einer Anlage (S 7
A,bschnittsbildung) und für bestimmte Teil-e der Anlage (S I
(Kostenspaltung) ermittelt werden. Die Gemeinde kann bej- der
Ermittlung des Aufwandes mehrere Maßnahmen zu einer Abrechnungs-
einheit zusammenfassen.

(3) Die Entscheidung über Kostenspaltung, Bildung von Anschnitten
oder von Abrechnungseinheiten trifft die Gemeindevertretung durch
Beschluss.

s4
AnteiL der Gemeinde und der Beitragspf,lichtigen am Aufwand

(1) Die Gemeinde trägt den Antej-l- des Aufwandes, der
a) auf die fnanspruchnahme der Anlagen durch die Allgemeinhej-t entfällt,
b) bej- der Verteilung des Aufwandes nach S 5 auf ihre eigenen Grund-

stücke entf äl-lt.
Der übrige Teil- des Aufwandes ist von den Beitragspflichtigen zu tragen.

(2) Überschreiten Anlagen dj-e nach Abs.3 anrechenbaren Brelten, so trägt dj-e
Gemeinde den durch die Überschreitung verursachten Mehraufwand aLlein.
Bei den Bundes-, Landes- und Kreisstraßen beziehen sich die anrechenbaren
Breiten der Fahrbahnen auf die Breite, die über die beitragsfreie
Fahrbahnbreite nach S 2 Abs. 2 hinausgeht.

(3) Der Anteif der Beitragspflichtigen amAufwand nach Abs. l- und 2 und dj-e
anrechenbaren Breiten der Anlagen werden wie folgt festgesetzt:

Straßenart anrechenbare Breiten Anteil der
Beitrags-
pfllchtigen

1-. AnTiegerstraßen

a) Fahrbahn
b) Radweg, einschl. Sicherheitsstreifen
c) Parkstreifen
d) Gehweg
e) Geh-/Radweg kombiniert
f ) Beleuchtung und OberflächenenthTässerung
g) unselbständige Grünanlagen

5,50 n
ni-cht vorgesehen

je 5,00 m
je 2,50 m
je 3,50 m

je 2,00 m

50 v.H

50 v.

60v
40v
35v
50v

H.
H.
H.
H.
H.

2. Haupterschließungsstraßen

a) Fahrbahn
b) Radweg, einschl. Sicherhej-tsstreifen
c) Parkstreifen
d) Gehweg
e) Geh-,/Radweg kombi-niert
t ) Beleuchtung und Oberflächenentwässerungr
g) unselbständige Grtinanlagen

30v
30v
50v
35v
30v
45v
40v

m
m
m
m
m

50 H.
H.
H.
H.
H.
H.
H.

ac

,00

'50
ls0

5
je 1
je5
)e2je 3

je 2,00 m

3, Hauptverkehrsstraßen

a) Fahrbahn
b) Radweg, einschl. Sicherheitsstreifen
c) Parkstreifen
d) Gehweg
e) Geh-/Radweg kombinj-ert
f) Beleuchtung und Oberflächenentirässerungt
g) unselbständige Grünanlagen

8, 50
t,-75
5, 00
2,50
3, 50

feje
je
je

v.H.
v.H.
v,H.
v. H,
v. H,
V.H.

m
m
m
m
m

10
10
40
30
25
40

je 2,00 m 30 v.H.
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üienn bei ej-ner Straße ej-n oder bei-de Parkstreifen fehlen, erhöht sich
die anrechenbare Breite der Fahrbahn um di-e anrechenbare Breite des oder
der fehl-enden Parkstreifen, höchstens jedoch um je 2,50 m, fall-s und
soweit auf der Straße eine Parkmöglichkeit geboten wird.

(4) Die Regelung in Absatz 3 betrifft beplante und unbeplante Gebiete. Die
Die genannten Breiten sind Durchschnittsbreiten. Die Durchschnitts-
breite wird, durch Teilung der Fläche der von straßenbaulichen Maßnahmen
betroffenen Verkehrsanlage bzw. deren Teilanlage durch ihre Länge ermit-
telt.

(5) Die anrechenbaren Breiten und Anteil-e der Beitragspflichtigen werden im
Einzel-fall durch Ergänzungssatzung festgesetzt für
1. verkehrsberuhigte Bereiche,
2. Fußgängerstraßen,
3. Anlagen, die in Absatz 6 nicht erfaßt sind, insbesondere Vüirtschafts-

weqe und sonstj-ge öffentliche Straßen im Sinne von S 3 Abs.5 des
Brandenburgischen Straßengesetzes,

4. Anl-agen, bei denen die in Abs. 3 festgesetzten anrechenbaren Breiten
oder Anteile der Beitragspflichtigen offensichtlich nicht zutreffen,

5. Teileinrj-chtungen, bej- denen Gruppen von Beitragspflichtigen unter-
schiedlich große wirtschaftliche Vorteile erwachsen, die nicht der
Regelung in S 6 Abs.1 Satz L entsprechen.

(6) fm Sinne der Absätze 3 bis 5 gelten als

L. AnJiegerstraßen:
Straßen, die überwiegend der Erschließung
a) der angrenzenden Grundstücke oder
b) der durch private Zuwegung oder Eigentümerwege

Grundstücke (Hinterlieger)

4. verkehrsberuhigte Bereiche:
A1s Mischfläche gestaltete Anliegerstraßen, die
von Fußgängern benutzt werden dürfen, jedoch
fahrzeugen benutzt werden können.

mit ihnen verbundenen

dienen.

2, HaupterschTießungsstraßen :
Straßen, die der Erschließung von Grundstücken und glei-chzeitig dem
Verkehr innerhal-b von Baugebj-eten oder innerhal-b von im Zusammenhang
bebauten Ortsteilen dj-enen, soweit sie nicht Hauptverkehrsstraßen nach
Zj-ffer 3 sind.

3. Hauptverkehrsstraßen :
Straßen. die dem durchgehenden j-nnerörtl-ichen Verkehr oder dem überört-
lichen Durchgangsverkehr dienen, insbesondere Bundes-, Landes- und
Kreisstraßen mit Ausnahme der Strecken, die außerhal-b von Baugebieten
und von im Zusammenhang bebauten Ortsteifen liegen.

in ihrer ganzen
unbegrenzt mit

Breite
Kraft-

5 . Fußgängerstraßen.'
Anliegerstraßen und üIohnwege, die in ihrer gesamten Breite dem Fuß-
gängerverkehr dienen, auch wenn eine Nutzung für den Anliegerverkehr mit
Kraftfahrzeugen möqli-ch j-st.

(7) Die vorstehenden Bestimmungen (Absätze 3 - 6) gelten für öffentliche
Pl-ätze und einseitig anbaubare Straßen und $lege entsprechend. Dabei sind
die anrechenbaren Breiten für unsel-bständige Grünanlagen nach Absatz 3
nur entl-ang der bebauten bzw. bebaubaren Grundstücke anzusetzen. Die
anrechenbare Breite der Fahrbahn nach Absatz 3 ist bei einseitig anbau-
baren Straßen und lilegen zu 2/3 zu berücksichLigen.

(8) Zuwendungen Dritter sind, soweit der Zuwendungsgeber nichts anderes
bestj-mmt hat, zunächst zur Deckung des in Absatz 1 festgesetzten Anteils
der Gemeinde zu verwenden.
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ss
Verteilung des beitragsfähigen AufwandeE

(1) Der nach den SS 2 - 4 ermittelte Aufwand wird auf die erschlossenen
Grundstücke nach deren Flächen verteilt. Dabei wird die unterschi-edl-iche
Nutzung der erschl-ossenen Grundstücke nach Art und Maß berücksichtigt.

(2) Als Grundstücksfläche im Sinne von Absatz 1 gilt bei Grundstücken inner-
halb des Geltungsberei-ches eines Bebauungsplanes die Fläche, die bau-
lj-ch, gewerblich oder in vergleichbarer lltleise genutzt werden kann.

(3) Als Grundstücksfl-äche im Sinne von Absatz 1" gj-Lt bei Grundstücken außer-
hafb des räuml-j-chen Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes ,

a) soweit sie an die Anlage angrenzen, die Fläche zwischen der gemein-
samen Grenze der Grundstücke mit der Anlage und einer im Abstand von
40 m dazu verl-aufenden Linie. Grundstücksteile, die lediglich eine
wegemäßige Verbindung zur Anlage hersLellen, bl-eiben bei der Be-
stimmung der Grundstückstiefe unberücksichtigt,

b) soweit sie nicht angrenzen, die Fläche zwi-schen der Grundstücks-
girenze, die der Anlage zugewandt ist, und einer im Abstand von 40 m
dazu verl-aufenden Linie.

Überschreitet die zuJ-ässige oder tatsächl-iche Nutzung die Abstände nach
Satz 1 Buchstabe a) oder Buchstabe b), so fäl]t die Linie zusammen mit
der hinteren Grenze der zulässigen oder tatsächl-ichen Nutzung.

(4) Zur Berücksichtigung des unterschiedl-ichen Maßes der Nutzung wird die
Fläche (Absätze 2 und 3) vervielfacht mit

0'3

bei einer Bebaubarkeit mit ej-nem Vollgeschoß,
bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen,
bei einer Bebaubarkeit mit drei Vol-lgeschossen,
bei einer Bebaubarkeit mit vier und fünf Volfgeschossen,
bei Grundstücken, die in einer der baulichen oder gewerblichen
Nutzung vergleichbaren Vrleise genutzt werden können lz.B. Kirchen-
grundstücke, Friedhöfe, Sportanlagen, Dauerkfeingärten),
bei Grundstücken, die weder baul-j-ch noch gewerbl-ich genutzt
werden können,

(5) Für Grundstücke innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes
ergibt sich die ZahL der Vollgeschosse wie folgt :

a) Ist die Zahl- der Vollgeschosse festqeseLzL, aus der höchstzulässigen
Zahl der Vollgeschosse.

a)
b)
c)
d)
e)

1r 0
1r 3
1' 5

rr6
0' 5

E\
LI

b) Sj-nd nur BaumassenzahLen festgesetzt,
dj-e Baumassenzahl geteilt durch 3r5
Zahlen auf- oder abgerundet werden.

Zahl- der Vollgeschosse
Bruchzahl-en auf volle

gilt als
, wobei

c) Ist nur die zulässige Gebäudehöhe festgesetzt, gilt als Zahl der
Vollgeschosse die höchstzulässige Höhe geteilt durch 2,5 , wobei
Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- oder abgerundet werden.

Ist tatsächlich eine höhere al-s di-e festgesetzte Zahl der Vollgeschosse
vorhanden oder zugelassen, so ist diese zugrunde zu legen; dies gilt
entsprechend, wenn die zulässige Baumassenzahl oder die höchstzul-ässige
Gebäudehöhe überschritten wird.
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(6) Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes
oder für GrundsLücke, für die ein Bebauungsplan die Zahl der Vol-I-
geschosse, die Baumassenzahl- und die Gebäudehöhe nicht festsetzt, ergibt
sich die Zahl- der Vollgeschosse:

a) bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl- der tatsächlich vor-
handenen Vollgeschosse. Ist die Zahf der Vollgeschosse wegen der
Besonderheit des Bauwerkes nicht fest.stellbar, gilt als Zahl der
Vollgeschosse die Höhe des Bauwerkes geteilt durch 2r5 , wobej- Bruch-
zahfen auf voll-e Zahfen auf- oder abgerundet werden.

b) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken aus der Zahl der auf den
Grundstücken der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Vol-l--
geschosse.

c) Bei Grundstücken, auf denen keine
gewerblich genutzt werden können,
gelegt.

Bebauung zulässig ist,
wird ein VoJ-lgeschoß

die aber
zugrunde-

d) Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Ste1lplätze zulässig
oder vorhanden si-nd, wird ein Vollgeschoß zugrundegelegt.

(7) Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung der Grund-
stücke werden die in Absatz 4 festgesetzten Faktoren um 0,5 erhöht

a) bei Grundstücken in durch Bebauungsplan festgesetzten Gewerbe- und
Industriegebieten sowie Sondergebieten mit der Nutzungsart
L. Einkaufszentren und großflächige Handelsbetriebe'
2. Messe, Ausstell-ung und Kongresse

b) bei Grundstücken außerhal-b der unter dem Buchstaben a) bezeichneten
Gebiete, die gewerblich, industriell oder i-n ähnlicher Weise genutzt
werden (2.8. Grundstücke mit Büro-, Verwaltungs-, Post- und Schul-
gebäuden), wenn diese Nutzung nach Maßgabe der Geschoßflächen über-
wiegt. Liegt eine derartige Nutzung ohne Bebauung oder zusätzl-ich zur
Bebauung vor, gilt dj-e tatsächlich so genutzte Fläche al-s Geschoß-
fl-äche.

s6
Vorverteilung des umlegrungsfähigen Aufwands in besonderen FäILen

(1) Umfaßt das Abrechnungsgebiet neben baulich, gewerbli-ch, industriell- oder
in sonst vergleichbarer !üeise nutzbaren Grundstücken auch Grundstücke,
die nicht in dieser latreise . nutzbar sind und die im Außenbereich
(S 35 BauGB) liegen, so wird der Vorteil der baufich, gewerblich und
industriell oder in sonst vergleichbarer lrleise nutzbaren Grundstücke
doppelt so hoch bewertet wie der Vorteil der nicht in dieser lileise nutz-
baren Grundstücke. Abweichungen von der Vorvertej-lung nach Satz l- sind
zulässig, bedürfen jedoch ej-ner Festlegung nach S 4 Absatz 5.

(2) Zu di-esem Zweck wird der beitragsfähige Aufwand vor der Verteilung auf
die einzelnen Grundstücke im Verhältnis der nach Absatz 3 ermitteften
maßgeblichen Summen der Frontlängen der baulich, gewerblich, industriell-
oder in sonst vergleichbarer Weise nutzbaren Grundstücke zu den nach
Absatz 3 ermittelten maßgeblichen Summen der Frontlängen der nicht in
dieser Vileise nutzbaren Grundstücke aufgeteilt.

(3) Die für die Verteilung nach AbsaLz 2 maßgeblichen Frontlängen werden wj-e
folgt ermittelt:

1. Frontlänge ist die Länge der gemeinsamen Grenze zwischen dem Grund-
stück und der Anlage.
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2. AIs Frontlänge gilt abweichend von Nr. l- die Häl-fte der längsten
parallel zur Grenze der Anlage verlaufenden gedachten Lj-nie innerhal-b
des Grundstücks, wenn die tatsächllche Frontlänge des Grundstücks
weniger al-s die Häl-fte dieser gedachten Linj-e beträgt. Dassel-be giIt,
wenn das Grundstück keine gemeinsane Grenze mit der Anlage hat.

3. A1s maßgebliche Frontlänge gilt

a) für die baulich, gewerblich und industriell oder in sonst ver-
gleichbarer Weise nutzbaren Grundstücke die doppelte nach Maßgabe
der Nummern l- und 2 ermittel-te Frontlänge,

b) für die nicht baulich, gewerblich und industriell oder in sonst
vergleichbarer V'Ieise nutzbaren Grundstücke die einfache nach Maß-
gabe der Nummern 1 und 2 ermittel-te Frontlänge.

(4) Absatz 3 ist entsprechend anzuwenden, wenn sich eine bej-tragsfähige Maß-
nahme nur auf eine von beidseitig vorhandenen glei-chen Teil-einrich-
tungen, die ihrer Funktion nach jeweil-s vorwiegend für eine Straßenseite
bestj-mmt sind (z . B. beidseiti-ge Gehwege ) , erstreckt.

s7
Abschnittsbildung

(1) Für sel-bständig benutzbare Abschnitte einer Anlage kann der Aufwand
selbständj-g ermittelt und erhoben werden.

(2) Erstreckt sich ej-ne straßenbaul-iche Maßnahme auf mehrere Straßen-
abschnitte, für die sich nach S 4 Abs.3 unterschiedliche anrechenbare
Breiten oder unterschiedliche Anteile der Beitragspflichtigen ergeben,
so sind die Straßenabschnitte gesondert abzurechnen.

s8
KostenspaLtung

Der Beitrag kann für

1. Grunderwerb,
2. Freilegung
3. Fahrbahn,
4. Radweg, auch mit Gehweg kombiniert,
5. Gehweg,
6. Parkflächen,
'l . Beleuchtung,
8 . Oberfl-ächenentwässerung,
9. unselbständige Grünanlagen

gesondert und j-n beliebiger Reihenfolge erhoben werden.

s9
Vorausleistungen und AbLösung

(1) Sobald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen worden j-st, kann die
Gemeinde angemessene Vorausleistungen erheben.

(2) Der Straßenausbaubeitrag kann durch öffenttich-rechtlichen Vertrag abge-
löst werden. Der Ablösebetrag richtet sich nach der voraussj-chtl-ichen
Höhe des nach Maßgabe dieser Satzung zu ermi-ttelnden Straßenausbau-
beitrages. Ein Anspruch auf Abschl-uß eines Ablösevertrages besteht
nicht.
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s10
Beitragspflichtige

(1) Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt der Bekanntgabe des
Beitragsbescheides Eigentümer des Grundstücks ist. Als Ei-gentümer gilt,
wer als sol-cher i-m Grundbuch eingetragen j-st.

(2) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht
Stelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte

belastet, so tritt an die

(3) Besteht für das Grundstück ein Nutzungsrecht, so tritt der Nutzer an dle
Stel-le des Eigentümers. Nutzer sind die in S 9 des Sachenrechts-
bereinj-gungsgesetzes vom 2L.09.1994 (BGB1. I, 5.2457 ) genannten natür-
l-ichen und juristischen Personen des pri-vaten und des öffentlichen
Rechts. Die Beitragspfl-icht dieses Personenkreises entsteht nur, wenn
zum Zeitpunkt der Fälligkeit des Beitrages das Wahl-recht über dj-e Be-
stellung eines Erbbaurechts oder den Ankauf des Grundstückes gemäß den
SS 15 und 16 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes bereits ausgeübt und
gegen den Nutzer keine nach dem Sachenrechtsberej-nj-gungsgesetz statt-
haften Einreden und Einwendungen geltend gemacht worden sind.

(4) Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigte und Nutzer sj-nd verpflichtet,
al-l-e für die Veranlagung erforderl-ichen Angaben wahrheitsgemäß und un-
verzüglich nach Aufforderung durch dj-e Gemeinde zu machen und nachzu-
weisen. Sie haben bei örtlichen Feststellungen der Gemeind.e die not-
wendige Unterstützung zu gewähren.

(5) Mehrere Grundstückseigenttimer, Erbbauberechtigte und Nutzer haften al-s
Gesamtschuldner.

s11
Fäl1igkeit

(1) Der Beitrag wird einen Monat
fä11i9.

nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides

(2) Ein Vorausleistungsbetrag wird
1ej-stungsbescheides fäl1ig.

einen Monat nach Bekanntgabe des Voraus-

s12
Eckgrundstücke und durchlaufende Grundstücke

(1) Eür Grundstücke, die von zwei Verkehrsanlagen erschl-ossen werden,
wird die Grundstücksfläche bei der Ermittlung des Beitragssatzes
mit 75 v.H. angesetzt. Dies gilt für Grundstücke, von denen zu
einer verkehrsanlage nach dieser satzung zufahrt oder zugang ge-
nonrmen werden kann, und die zusätzl-ich durch eine Erschlienüngs-
anlage erschlossen \^Ierden, für die Erschließungsbeiträge nach dem
Baugesetzbuch erhoben werden oder zu erheben si-nd, entsprechend.

(2) Für Grundstücke, die von mehr als zwei Verkehrsanlagen erschlos-
sen sind, wird die Grundstücksfläche bei der Ermittlung des Bei-
tragssatzes durch die Zahrl dieser Verkehrsanlagen geteilt. Dasgilt für Grundstücke, die von angrenzenden Verkehrsanlagen und
zusätzlich durch Erschließungsanlagen erschlossen rrverden, für die
Erschließungsbeiträge nach dem Baugesetzbuch erhoben v/urden oder
zu erheben sind, entsprechend, soweit dle Zahl- der Erschließungs-
anlagen zwei übersteigt.
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(3) Die Regelungen des Abs. 1 und 2 gelten nicht für Grundstticke, die

überwiegend gewerblich genutzt werden sowie für Grundstücke in
Kern-, Gewerbe-, Industrie- und Sondergebi-eten (S 11- BauNVO).

s13
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt rilckwirkend zum 27.06.1-995 in Kraft.

Ortrand, 19. 09. 2000

e^-h .J** qßr
Amtsdirektor Vorsitzender der

Gemeindevertretung
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straßenverzeichnis der satzung über d.ie Brhebung von Beiträgen für straßen-bauliche Maßnatmen (Straßenausbaubeitragssaizung; der Gemeinde Tettauvom 2'l . Oktober l_998

1. Anliegerstraßen

- Heimgartenweg
- lrlinzergasse
- Teichweg
- Pulsnitzstraße
- Feldwegr
- Ruhlander Straße
- Kirchgasse
- Straße am Sportplatz
- Arn Sportplatz
- Irlaldweg

2 . Haupterschließungsstraßen

keine

3. Hauptverkehrsstraßen

- Lindenauer Straße
- Lauchhammer Straße
- Frauendorfer Straße
- Dorfstraße




